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Sachgebiet 611 


Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 9. Mai 1974 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Zypern 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 
— Drucksache 8/11 — 


A. Problem 

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Zypern sollen durch Regelungen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung gefördert und ver- 
stärkt werden. 


B. Lösung 

Das Abkommen trifft — in Anlehnung an das OECD-Muster- 
abkommen — die erforderlichen Regelungen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen. Der Ausschuß empfiehlt, dem 
Vertragstext zuzustimmen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine wesentlichen Auswirkungen 
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A. Bericht des Abgeordneten von der Heydt 


Die Vorlage — Drucksache 8/11 — wurde vom Ple- 
num des Deutschen Bundestages in seiner 7. Sitzung 
am 19, Januar 1977 an den Finanzausschuß über- 
wiesen, der über die Vorlage am 3. Februar 1977 
benaten hat. 

Das /Xbkommen stellt einen weiteren Schritt der 
Bundesrepublik in dem Bemühen dar, Doppel- 
b(>steuerungsabkommen mit Entwicklungsländern 
abzuschließen. Durch das Abkommen, das in seinem 
Aufbau und Inhalt — unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten im Verhältnis zwischen Industrie- 
und Entwicklungsländern — den wesentlichen Zü- 
gen des OECD-Musterabkommens entspricht, wird 


Bonn, den 4. Februar 1977 

von der Heydt 

Berichterstatter 


überdies eine letzte Lücke im Abkominensnetz mit 
dem östlichen Mittelmeerraum geschlossen. 

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den Ver- 
tragsstaaten, die gefördert und intensiviert werden 
sollen, werden durch das Abkommen auf eine feste 
steuerliche Grundlage gestellt. Neben dieser für den 
deutschen Investor gebotenen Sicherheit wird durch 
eine günstige Quellenbesteuerung in Zypern und 
durch Steuererleichterungen in der Bundesrepublik 
ein zusätzlicher Investitionsanreiz geschaffen. 

Der Ausschuß empfiehlt, dem Vertragsgesetz zuzu- 
stimmen. 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/11 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 4. Februar 1977 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke von der Heydt 

Vorsitzende Berichterstatter 
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